
ULRICH NOACK 

Die Gesellschafterliste nach deIn MoMiG 

Bei Gründung eiller GlnbH bzw. einer Unternehmergesellschaft (haftungsbe­
~chränkt) ist der Amncldung ZUlU Handelsregister beizufi.igen eine "Liste der Gesell­
s't:hafter, aus welcher Name, Vorlldlne, Geburtsdatu111 und Wohnort der letzteren 
~'o~vie die Nennbeträge und die laufenden Nlll11l11Crn der von einem jeden dersel­
ben übernommenen Geschäftsauteile ersichtlich sind" (§ 8 Abs. 1 Nr.3 GmbHG). 
Der Anfangsbestand der Mitglieder einer neu errichteten GmbH ist damit exakt 
festgestellt. Doch GmbH-Geschäftsanteile sind veräußerlich und vererblieh (§ 15 
Abs. 1 GlnbHG). Daher kann es zu einem Wechsel der Rechtsinhaberschaft kom­
men, was durch eine neue Liste der Gesellschafter zu dokumentieren ist (§ 40 
GmbHG). 

Die ün Handelsregister "aufgenommene" Liste der Gesellschafter hat drei \ve­
sentliche Wirkungen. Der Eintrag in der Liste legitimiert: Im Verhältnis zur Gesell­
schaft gilt als Inhaber eines Gesch~iftsanteils nur, \ver als solcher in der Liste steht 
(§ 16 Abs.1 S.l GmbHG);' dies gilt auch rur die Grunderliste, die noch keinen 
"Fall der Veränderung" (so der zu enge Wortlaut des § 16 Abs. 1 S.1 GmbHG) 
kennt. Der Eintrag in der Liste UClpjlidlfct: Der Enverber eines Geschäftsantcils haf­
tet neben dem Veräußerer rur rückst~indige Einlagen (§ 16 Abs. 2 GmbHG).2 Und 
insbesondere: Der Eintrag in der Liste bildet die Grundlage ftir einen Gutglaube/1s­
erwerb (§ 16 Abs. 3 GmbHG).3 Namcntlich die letztgenannte Wirkung \var in der 
Debatte im Vorfeld des MoMiG-I- heftig ulTlstritten.5 !In Folgenden soll es nicht um 
Sinn oder U1l5Üm der Einftihrung eincs Anteilenverbs V0111. Nichtberechtigten 
gehen. Insoweit ist die gesetzgcberische Entscheidung gefallen und seit dem 
1. 11. 2008 in Kraft. Vielmehr ist zu untersuchen, \vie und VOll \\TCIn diese für Rcd­
lichkeitsenvcrb. Legitimation und Haftung so bedeutsam.e Liste gcfiihrt wird (un-

j Zur Reichvv·eite dieser Legitunation s. 13aumbach/Hucck/ fastricll, 0mbHG, 19. Auf1., 2009, 
§ 16 Rn. 3 ff; einschränkend nellerding~ Alrlllcppcu, ZIP 2009, 345 ff fii'r den "Scheingesellschaf­
ter" . 

2 Ferner: Ausflllh,rfrnng nach §* 24, 31 GmbHC. Ob diese H:lftungen freilich nur an der Liste 
anknüpfen könnell, ist fl·aglich angesichts des Umstands, d,bS die Einreichung zum Handelsregis­
ter keiner materiellen Prüfung unterliegt. S. auch Altmeppcn. ZIP 2009, 345, 352 f. 

, Bcdllarz, BB 2008. 1854; Bohrer, DStR 2007,995; Röttr!lI:"r/Blaschc, NZG 2007, 565: Götze/ 
Bressler, NZG 2007, 565; Gnlllfwald, Der Konzern 2007,13: HdlHr.1rI, NZG 2007, 492; Harb,mh, 
ZIP 2008, 57: lvlaycr. DNotZ 2008, 4U3: f/bssius, DB 2(107,2299; Link, RllNotZ 2009, 193, 215; 
Alayer, ZIP 200').1037. 

+ Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen v. 
23. tu. 2U08, 13G13l. 12008, S. 202(J. 

5 Vgl. Zölliler in: Die CmbH-Reform in der Diskussio:l. Gescllschaü:srechthche Vereinigung 
(Hrsg.), Band 11,2006, S. l75, UQ ff und Nachw. in Fn. 3. 
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ten II). Zuerst wird das Konzept der Gesellschafterliste im Vergleich mit ähnlichen 
Rechtseinrichtungen vorgestellt. 

I. Konzept der Liste 

1. Gesellschafter/iste lind A ktierm~~ister 

Die Konzeption der GmbH ~Gesellschafterliste lehnt sich ZUITl Teil an das Vorbild 
des Nal11ensaktienregistersh an. Die Pflichtangaben (Name, Geburtsdatum, Wohn­
ore) sind in etwa di<;selben (§ 40 Abs.l S.1 GmbHG; § 67 Abs.l AktG). § 16 
Abs.l S.l GmbHG entspricht sachlich § 67 Abs. 2 S. 1 AktG, wonach als Aktioll:ir 
nur "gilt", "ver in dJS Aktienregister eingctfJgcn ist. Dass die Änderung VOll Liste 
bzw. Register "auf Mitteilung und Nac1l\veis" erfolge, sagen § 4() Abs.l S.2 
GmbHG und § 67 Abs.3 AktG. Damit sind die Gen1cinsamkeiten fi'cilich er­
schöpft. 

Es bleiben sehr bedeutsam.c Unterschiede: Beim Aktienregister genügt die Auf~ 
nahnle dort, während die Wirkungen dcr Gesellschafterliste erst mit "AufllJhme" 
in das Handelsregister (unten 3.) eintreten.::; Das Aktienregister ist nicht öffentlich 
und seit dem NaStraG (2001) nur dem Vorstand zugänglich (§ 67 Abs. (, S. 1 
AktG), die Gesellschafterliste hingegen über das Handelsregister rur jedermann ein~ 
zusehen (§ 9 H GD). Während beim_ Aletienregister die an der Übertragung und 
Verwahrung mitvvirkenden Kreditinstitute in die Pflicht genOnll1l.en \verden (§ 67 
Abs.4 AktG), sind es bei der Gesellschafterlistc die an Veränderungen mit\virken~ 
den Notare (§ 40 Abs.2 S.1 GmbHG). Regelungen über die Verpflichtung zur 
Eintragung (§ 67 Abs. 1 S.2 AktG), über die Löschung eincr eingctragenen Person 
(§ 67 Abs. 5 AktG) oder über die Verwendung der Daten kennt nur das Aktienrecht 
(§ 67 Abs. 6 S. 3, 4 AktG), während das GmbHG tur diese Feille schweigt. Und es 
fehlt ein ganz wesentlicher Umstand, der die GlnbH-Gesellschafterliste so einzig-­
artig macht: sie ist die Basis des Redlichkeitsen.verbs von1 Nichtberechtigtcn, was es 
im Recht der Nalnensaktie im Hinblick auf das Aktienregister nicht gibt. Zwar 
kann auch eine Namensaktie gutghiubig erworben werden, aber nur dann, wenn_ 
sie urkundlich verbrieft ist9 und per Indossament übertragcn \vird (§ 68 Abs;1-
AktG).lO Ein Gutglaubensmodell rur Geschäftsanteile auf \vertpapierrcchtlicher 

Basis \vurdc in der MoMiG~Reformdiskussion vorgeschlagen,1l doch fand dies~­
Konzeption kein Gehör. 

(-, Hiiffer, AktG, § 67 Rn. 1 JE _ _ _" 
i Bei dem Aktienregister ist die "Adresse" verlangt, \veshalb dieses Register nir dIe Eillberu~_: 

fung der Hauptversammlung (§ 121 Abs.4 AktG) bz\v. die Mitteilung über die Einberufu.l_:~\ 
(§ 125 Abs. 2 AktG) nutzbar gemacht \verden kann. Diese Verlässlichkeit bicte't die Gesellsch.afrer1_' 
liste nicht, wenn lediglich der "Wohnort" dort notiert ist. 

B Kort, GmbHR 2009, 169, 170. 
') Zur Verbriefung bei Namensaktien fVoack, FS Wiedemann, 2()()2. S. 114'1 Ir: zum 

nis und Recht aufVerbricfung Hi!tJcr (Fn. 6), § 1 () Rn. 2 f. 
j() LutterlDrygala in: KölnerKormn z. AktG. 3. Aufl. 2009, ~ 68 Rn. C) ff. 
j j CClrfill,,,?, ZIP 2006, 6B9. 
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Alwesichts dieser doch erheblichen rechtlichen Unterschiede wird nun kaun1 
VOll einer nahen Parallcliüü von Gesellschafterliste und Aktienregister sprechen 
dürfen. Und als ein praktisch wesentlicher Unterschied konu11t hinzu, dass es nur 
wenige tausend Namens-Aktiengesellschaften gibt, während tast eine Million 
GmbH12 dieses neue Systetl1 der Legitimation etc. zu praktizieren haben. 

2. Gesellschajierliste und Grundbuch 

Die ün Handel<>register aufgenommene Gesellschafterhste mag nun in Anbetracht 
der Wirkungen (Legitimation, Redlichkeitselwerb) mit den1 Grundbuch verglei­
chen, zuma! § 16 Abs.3 GmbHG den "Widerspruch" erwähnt. Aber Liste und 
Grundbuch sind schon im Ansatz divergent. Eine Grundstücksveräußerung ist ein 
Doppelakt, der sowohl das Rechtsgeschäft als auch den konstitutiven Grundbuchein­
trag enthält (§ 873 BGB). Hingegen spielt sich die Veräußerung eines Geschäfts­
anteils außerhalb der Liste ab,13 liir sie genügt der wirksame rechtsgeschäftliehe Tat­
bestand; der Vorgang wird in der Liste lediglich vernlerkt, ohne dass dies fur die 
materielle Wirksanlkeit der Transaktion etwas bedeutet. 14 Die Liste ist bedeutsam 
für die "relative Gesellschafterstellung" gegenüber der Gesellschaft, im Nonnalfall 
aber nicht gegenüber Dritten, es sei denn ein Gutglal1benserwerb nach § 16 Abs. 3 
GmbHG kOlTlmt ins Spiel. Daher liegt die Aussage, die in der Liste aufgeliihrte 
Person "gilt als Gesellschalter" (916 Abs. 1 S. 1 GmbHG), nicht auf einer Linie rmt 
der Vermutung, dass ein ün Grundbuch eingetragenes Recht der dort notierten 
Person zustehe (9891 Abs. 1 BGB). Die Vermutung des Grundbuchs wirkt gegen­
über jedennann, ist aber widerleglieh. Demgegenüber wirkt die Verrnutung der 
Liste nur gegenüber der Gesellschaft; ob und inwiefern sie widerleglich ist15 oder 
nicht, steht iIn Meinungsstreit. 

Eine deutliche Parallele besteht - aJJerdings nur lIn Ansatz - in der Frage des 
Gutglaubenserwerbs. Die Eintragung des Nichtberechtigten ist in beiden Konstel­
lationen die Grundlage filr den Ervverb von ihm. Freilich ist der Anwendungsbe­
reich bei der Gesellschafterliste schn1aler, da ein gutgläubig lastenfreier Erwerb dort 
nicht Inöglich ist. Und es schadet schon grobe Fahrlässigkeit des präsun1tiven Er­
\verbers, \v~ihrend bei dem Grundbuch die Unrichtigkeit positiv bekannt sein n1USS. 
Vor allem ist eine Karenzzeit zu beachten: wenn die Liste "hinsichtlich des Ge­
schiftsanteils weniger als drei Jahre unrichtig!! ist, komnlt ein Gutglaubensvverb 
nicht in Betracht - es sei denn, dass die Unrich;:igkcit dem Berechtigten zuzu­
rechnen ist (§ 16 Abs. 3 S. 2 GmbHG). Die "Zuordnung eines Widerspruchs" (§ 16 
Abs.3 S. 4 GmbHG, § 9 Abs. 1 S.2 HRV) ist ersichtlich eine Anleihe bei der Rege­
lung des S 899 BGB über die Eintragung eines Widerspruchs. 

12 Kombium, GmbHR 20(19, 2;;' nennt die Z,üu 98() 630 für Jahrcsanflng 2008. 
u B~u11lbach/Hucck/F(/strirfl (Fll. 1), § 16 Rn. 2; rVicke, GmbHG, 2008, § 16 Rn. 1. 
14 Zur sdben Beurteilung im Namensaktienrecht Hl1!jer (Fn. 6), § 67 Rn. 11; LutterlDq~Rala 

(Fn.lll), §67Rn.42f. 
15 So Alrmtppcn, ZIP 2009, 345 fur den .,ScheingeseHschafter·'. 
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Im Gegensatz zum Grundbuchrecht gibt es keine spezifischen Verfahrensbestim­
mungen fur die Aufnahme in die Liste oder fUr den Um_gang mit einem Wider­
spruch. Die Grundbuchordnung enthält dafUr bekanntlich diverse Verfahrens­
grundsätze: Antragsprinzip, BewiJligungsprinzip, Priorität, Voreintragung. Liste 
und Grundbuch werden zwar beide bei Gericht "gelagert" - aber Eintragungen in 
das Grundbuch werden durch Grundbuchbclmte vorgen0l111nen, \vährend die Ge­
sellschafterliste durch Geschäftsftihrer bnv. Notar erstellt wird. Die Liste ist öffent-
11eh, das Grundbuch hingegen nUf bei Nachv.leis eines berechtigten interesses zu­
gänglich. 

'3. Gesellschafierliste und Handelsregister 

Die Gesellschafter auf der Liste \vcrdcn nicht in das Handelsregister eingetragen. Eine 
solche Lösung wurde in1 Zuge der MoMiG-Reform rasch venvorfen, da damit ei­
ne (ggf grundbuchähnliche) Prüfung der Ann1eldung zur Eintragung verbunden 
ge\vesen wäre. Für die ]ustizvenvaltungen der Länder und dalnit tUr deren Fiskus ist 
ein derartiger Aufvvand, den rund eine Million GmbH verursachen würden, nicht 
darstellbar. Da nicht eingetragen \vird, gibt es auch keine Bekanntmachung über 
die Einreichung einer Liste. § 15 HGB kommt mit Blick auf die Gesellschafterliste 
also in keiner Konstellation zum Zuge. 

Das Registergericht ist in erster Linie eine '!chlicht veD,vahrende und fiir den Ab­
ruf parate Stelle. Die Liste wird in dem digital getUhrtcl1 Rcgistcrordncr gespei­
chert (§ 9 Abs. 1 HRV); dies ist die "Aufnahme" in das Handelsregister, von der 
§ 16 Abs. 1 GmbHG spricht. Den Inhalt der Liste prüft das Gericht grundsätzlich 
nichtY' Gewiss muss es darauf achten, dass die eingereichte Aufzeichnung der rich­
tigen GmbH zugeordnet wird. Eine Verwechslung bei den Registernummern oder 
bei der sonstigen Bezeichnung darf nicht zur "Aufnahme" der Liste fuhren. Neben 
dieser Selbstverständlichkeit einer ordentlichen Registrierung an der richtigen Stel­
le stellt sich aber doch die Frage, ob es weitergehende Prüfpflichtcn für den Regis­
terrichter bzw. Rechtspfleger gibt. Das wird man jedenfalls für die Einreichung 
durch eine befugte Person zu bejahen hab eil. Einreichungsfahig sind die im Han­
delsregister eingetragenen Geschäftsulhrer und inländische Notare. Ausländische 
Notare (praktisch insbesondere: Basel-Stadt) sind weder nach § 40 Abs.2 GrnbHG 
zur Einreichung verpflichtet noch dazu befugt. 17 Die Personen der GeschäftsfUhrer 
und deren Vertretungsbefugnis sind dem Handelsregister durch die Anmeldung ge­
n1äß § 39 GlnbHG bekannt. Einzureichen ist nach Maßgabe der im Handelsregis­
ter eingetragenen Vertretungsregelung für die GrnbH und jeweils mit persönlicher 
Unterschrift. d. h. bei der elektronischen Einreichung (§ 12 Abs. 2 S. 1 HGll) durcli 
gescannte Namenszeichnung. Eine Einreichung durch Gesellschafter oder \veitere 
Dritte ist stets zUliick zu \veisen, da es an der Befugnis fehlt. 

11\ Kon, GmbHR 2009. 169, 171. König/Burmmm. DNotZ 2008. 652. 669. 
17 Zutr. Prn!fr. PS SpicgclLwrgcr. 2()09. S. fl7(J. BBAff.: iE \\'oh1 :tuch Helgel /Kleissl. ])1-3 2()08~ 

2235.2239. 
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Über diese kursorische Prüfung der Zust~indigkeit und der Einreichungsbefugnis 
hinaus kann eine sachliche Prufungspflicht nicht befLirwortet werden. i~ Sie stünde 
hrit der bloßen Aufbewahrungs- und ötlentlichen Zugangsfunktion des Registers 
nicht in Einklang. Allenfalls eine Zurückweisung von offenbar unrichtigen bzw. 
unschlüssigen Listen koml1u in Betracht, et\.va in dem Fall, dass die Sunlllle der Ge­
schäftsanteile (inklusive eigener Anteile) nicht den Betrag des Stammkapitals er­
reicht oder dass gleichzeitig (1) zwei kollidierende Listen eingereicht werden. Letz­
teres kann in denl Fall passieren, dass ein Notar an Veränderungen mitgewirkt hat 
oder angenommen hat, dies sei geschehen, und daneben der Geschäftsführer ent­
sprechend aktiv wird. Freilich begibt sich der Registerrichter bei diesem näheren 
Hinsehen schon auf ein sehr unsicheres Feld, weshalb ihnl kein Vorwurf gelTIacht 
werden kann, wenn die Prüfung auf die im vorstehenden Absatz genannten Punkte 
beschränkt wird. Anders liegt es bei der Zuordnung eines Widerspruchs, der die 
Vorlage einer einstweiligen Verfiigung oder die Bewilligung des Listenberechtigten 
erfordert. Das Vorliegen eines dieser Tatbestände hat der Registerrichter selbstver­
ständlich zu prüfen. 

Das Registergericht stellt die Listen nach der zeitlichen Reihenfolge des Ein­
gangs in den Registerordner ein. Das Datum der Aufnahme in den Registerordner 
ist zu vermerken, da davon u. U der Lauf der 3-Jahres-Frist des § 16 Abs.3 S.2 
GmbHG abhängt. Maßgebend fiir die oben benannten Wirkungen ist die zeitlich 
jüngste Liste, nicht aber für Feststellung der Fehlerhaftigkeit (ein Fehler kann "fort­
geschrieben -' werden). Da es schon wegen der Haftung [ur rückständige Einlagen 
auf den Verlauf der Gesellschafterwechsel ankomnlt, sind die älteren Listen weiter 
in elen Registerordner zu belassen und zugänglich zu halten. Eine Chronologie 
der Veränderungen, wie sie et\.va im Grundbuch kenntlich zu machen ist, gibt es 
bei der Gesellschafterliste nicht. Wer die Änderungen bei Personen und Beteiligun­
gen nachvollziehen wilL muss alle Listen durchsehen. Für die Legal-Due-DiUgence ist 
die Arbeit im Vorfeld eines Unternehlnenskaufs also kaum einfacher geworden. 19 

11. Probleme der Liste 

1. Gesellschafterliste und Verändcnmgen 
vor lnkrafirreten des Alo1VIiG 

Ein im Lauf der Zeit sich \voh1 erledigendes, aber in den Jahren nach Inkrafttreten 
des MoMiG durchaus virulentes PmblelTI ist der Unlgang mit veralteten Gesell­
schafterhsten. Vor der GlllbH-Reform bestand zwar ebenfalls eine Pflicht der Ge­
SC1h1ttstlihrer, eine nach Veränderungen aktualisierte Liste zun1 Handelsregister zu 
reichen (§ 40 Abs. 1 GmbHG a.E). Freilich wurde diese Pflicht oft lax gehandhabt, 
da 1111t der Liste keine weiteren Rechtsfolgen verbunden waren. Entscheidend war 

18 BegrRegE MoMiC (ßT-Drucks. 16/6140), S.44; lVi(ke (Fn. 13), Rn. 6; zur alten Rechts­
lage LG Fr:l.llkfurt GmbHR 1962, 118. 

19 Rodewa/d, GmbHR 2009, 196 ff. 
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die Anmeldung bei der Gesellschaft (§ 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG a.F.). die nachfolgende 
Listeneinreichullg erschien als bloß fornlaler Annex. 

Daraus entstehen heute Problcnlc vvie in1 folgenden Beispielstall: A und C sind 
mit Geschäftsanteilen zu je 12500 € Gesellschafter einer GlnbH. C hat seinen Ge­
schäftsanteil im Jahr 2007 von B erworben. Die Veräußerung wurde seinerzeit nach 
§ 16 Abs.1 GmbHG a. F. ordnungsgemäß bei der Gesellschalt angemeldet; eine 
neue Gesellschafterliste wurde jedoch nicht eingereicht. Die beün Handelsregister 
hinterlegte Liste weist daher noch A und B als Gesellschafter aus. 2009 soll eine 
Satzungsänderung beschlossen werden. Wer ist von dem Geschäftsführer zur Ge­
sellschafterversammlung zu laden, wer ist abstimrnungsberechtigt? 

Zunächst ist festzu~tellen, dass es eine Übergangsregelung, \vie sie in § 3 Abs. 3 
EGGnlbHG fiir den gutgläubigen Erwerb getroflen wurde, fur den Fall der Legiti­
mation nicht gibt. In Betracht kommen danach zwei Lösungen: (1) die bis zum 
31. lC1. 2C108 bewirkten Anmeldcmgen bei der Gesellschaft sind maßgebend: (2) die 
im Handelsregister vorflndliche Gesellschafterliste ist maßgebend. 

Der Wortlaut des neuen § 16 Abs. 1 S.1 GmbHG könnte in Richtung der erst­
genannten Lösung gedeutet \verden, \\Tenn dort der "Fall einer Veränderung in den 
Personen der Gesellschafter" angesprochen wird. Erst wenn wegen einer Verän­
derung eine neue Gesellschafterliste erforderlich \vird, könnte es fortan auf diese 
ankommen. In dem Begriff der Veränderung wäre damit implizit doch eine Über­
gangsregelung enthalten. Doch damit würde man deIn N ornlzweck nicht gerecht, 
der eine klare Festlegung des Gesellschafterbestands ZUlTl Ziel hat (daran würde es 
ansonsten auch bei der Gründungsliste fehlen). Ein unklares Nebeneinander der 
alten Liste im Handelsregister und der internen Liste der Anmeldungen bei der 
Gesellschaft darf es nicht geben. Seit November 2008 ist die im Handelsregister 
aufgenon"!mene Gesellschafterliste nußgebend, auch und gerade dann, wenn sie 
mit den Anmeldungen nach alter Rechtslage nicht übereinstinllnt.2o Die Geschäfts­
führer sind verpflichtet, die Liste auf den aktuellen Stand zu bringen. Dafur bedarf 
es nicht einer erneuten "MitteLung" (§ 40 Abs. 1 S.2 GlnbHG), sondern Grund­
lage ist die seinerzeitige Anmeldung bei der Gesellschaft (nach § 16 GmbHG a.F.). 

2. Gesellschafter/iste ,md Fühnmgslosigkeit 

Die Eintragung auf der Gesellschafterliste soll - wie diejenige in"! Aktienregister -
nur "im Verbältnis zur Gesellschaft" wirken (§ 16 Abs. 1 S. 1 GmbHG; § 67 Abs. 2 
S.l AktG). Man spricht gerne von der relativen Gesellschafterstellung. Die Notiz 
auf der Liste sagt (in"! Gegcnsatz zum Grundbuch; s. oben 1. 2.) nichts darüber aus, 
wer materiell der Inhaber des Geschäftsanteils ist. Die Gesellschaücrstellung kann 
demnach auseinandclfallen, je r,achdem welcher Bezugspunkt (Innenverhältnis zur 
Gesellschaft, Außenverhältnis zu Dritten) gewählt \vird. Diese vom Recht der Na-

21.1 So auch HlIchter, DB 2009,159,160 mit Fn.15; Horsrkottc, ZlnsO, 2009, 209, 214; Gut:lch­
ten des DNotI (ohne Velf.), DNotI-Report 2008. 185; <lbv,/. Banmbach/Hueck/ Fasrric!J (Fn. 1), 
§ 1.6 Rn. 7; Br!lIIf1Cmal1l1/Limgibl, Auswirkungen des MoMiG :lufbestehende GmbH. 2008, §4 
Rn. 22, die fi'ühen~' Anmeldung ll1:lßgebend sein bS'ien. 
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Illensaktie her bekannte Relativität, die dort keine Probleme bereitet, trifft bei der 
GmbH auf eine Neuenmg durch das MoMiG. Mit denl Refoflllgesetz wurde die 
Rechtsfigur der "Führungslosigkeit" eingeil.:ihrt. Für die Passivvertretung bei Weg­
fall der Geschäftsfuhrer kormnt es auf die Gesellschafter an (§ 35 Abs.l S.2 
GmbHG); gegenüber deIn Insolvenzgericht ist in diesem. Fall ,,jeder Gesellschaf:' 
ter .. zur Antragstellung berechtigt" (§ 15 Abs.l S.2 InsO; zur entsprechenden 
Pflicht s. § 15a Abs.3 InsO). In den genannten Konstellationen ist der Außen­
rechtsverkehr betroffen. Für ihn ist - wie eingangs elWähnt - nonnalerweise nicht 
die Gesellschafterliste, sondern die wahre Rechtslage maßgebend. Diese Unter­
scheidung kann hier nicht penibel durchgehalten werden, da die Fälle gewisser­
maßen auf der Grenze von Innen- und Außenbereich liegen. Für Dritte, die der 
fiihrungslosen Gesellschaft z. B. eine Kündigung erklären wollen, ist der l1ußgeb­
liehe Gesellschafter delj enige, welcher auf der Liste steht. Das bedeutet, dass auch 
ein Ex-Gesellschafter, der seinen Anteil abgetreten hat, bis zur Revision der Liste 
als Passivvertreter der fUhrungslosen GmbH ftmgieren kann. Ebenso wird sich diS 

Insolvenzgericht an der in1 Register aufgenollunencn Liste orientieren und nicht 
nach der u. U. davon abweichenden wahren Rechtslage fahnden nlüssen.21 

.3. Betreuung der Liste durch Geschäftsfiihrer 

Die zuverlässige Führung der Liste ist angesichts der VOll ihr ausgehenden Wirkun­
gen von höchster Bedeutung. Das reformierte GmbH-Recht setzt einerseits auf 
den Geschäftsfiihrer, andererseits auf den Notar.22 Die Inpflichtnahme des Ge­
schäftsführers ist aus Inehreren Gründen sehr problematisch. Namentlich in kleine­
ren personalistisch strukturierten GInbH steht er nicht selten iIn Spannungsfeld 
von Gesellschafterkonflikten. Die mit der Einreichungsbefugnis zugebilligte 
Machtposition kann in diesen Situationen ausgenutzt werden, um unliebsallle Ge­
sellschafter zunächst "kaltzustellen". Daher ist es von großer Bedeutung, Regeln 
fiir das Tätigwerden des Geschäftsftihrers auf diesem Gebiet zu eut\Vickeln. 

a) NI! tteilung un.d IVachweis 

Das Gesetz bleibt vor denl Hintergrund, dass die Liste sO\vohl lcgitinuert als auch 
redlichen Erwerb ermöglicht, seltsam blass, wenn es lapidar von "Mitteilung und 
Nachweis" spricht (§ 40 Abs. 1 S.2 GmbHG). Wenig ergiebIg ist der Streit um die 
dogmatische Qualifikation der Mitteilung, vvie er fiir die Anmeldung nach alter 
Rechtslage (§ 16 GmbHG a.F.) geführt wurde23 Dass die Mitteilung als geschäfts­
ähnliche Handlung den Vorschriften über Willenserklärungen unterliegt, sollte 
kein Kopfzerbrechen bereiten. 

21 IE ebenso Horstkotte, ZInsO 2009, 209, 214 f; nach dem Konzept von Alrmcppen, ZIP 2009, 
345, 352 f., der diesen Fall nicht behandelt, \väre hier freilich ZUlilckhaltung fllt den "Schein­
gesellschafter" angebracht. 

22 Zurückgehend auf einen Vorschlag der Notare HiIdrter und Hl5Sius. Dazu eingehend Link 
(Fn.3). 

n Dazu nur Baumbach/Hueck/Fastn'c/I, Gl11bHG, 18. Aun., 2006, § 16 Rn. 3. 
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Weitaus spannender ist die Entwicklung VOll Gnmdsätzen, die sowohl ein einfa­
ches Verfahren ern'löglichen als auch der Bedeutung der neu konzipierten Liste 
entsprechen. Und sie haben den Geschäftsftihrer, dessen Aufgabe die Leitung der 
GmbH ist - und gerade nicht die Beteiligungsverwaltung der Gesellschafter -, vor 
unzumutbaren Rechtsfragen zu bewahren. 

Mitteilungsbefugt ist gewiss der von Änderung des Umfangs seiner Beteiligung 
oder in seinen persönlichen Verhältnissen (Name, Wohnort) betroffene Gesellschaf:' 
tef. Betrifft der Vorgang personelle Veränderung in der Gesellschafterstellung, kann 
jeder Betroffene mitteilen. Beispiel: Bei Veräußerung des Geschäftsanteils sind beide 
Parteien mitteilungsbefugt (praktisch bei Auslandsbeurkundung), Eine Streichung als 
Gesellschafter, ohne ~ass der davon Betroftene wenigstens gehört v\rird, geht freilich 
nicht an, mehr noch, nun wird dessen Zustimmung verlangen, Dann gilt in'1 Grund­
satz ein formelles Konsensprinzip, ähnlich wie bei einer Grundbucheintragung. Eine 
Veränderung der Liste auf Mitteilung erfolgt nur, Vilcnn derjenige sie be\7ililligt, dessen 
Recht davon betroften ist. Teilt also der Enverber mit, Inuss der Veräußerer zustim­
men, Diese Zustinill'1ll11gen körmen sichje nach den Unlständen auch aus dem vor­
zulegenden Nach\veis, z. B. der Urkunde des Baseler Notars, ergeben. 

Der im Gesetz ebenfalls genannte "Nacll\veis" dient der Plausibilisienmg der 
Mitteilung. Der BGH hat (noch zur alten Rechtslage) die Fonnulicrung gefunden, 
der Nachweis müsse eine schlüssige und nach Lage der Dinge fHr den Geschäfts­
[rihrer überzeugende Unterrichtung über die Veränderung sein.24 Glundsätzlich 
darf der GcschäftsfUhrer auf gleichsinnige Mitteilungen der Beteiligten vertrauen. 
Eine veritable Rechtsprüfung ist von deIn Geschäftsftihrer nicht zu cnvarten.23 

Zum Nachweiserfordernis seien hier noch zwei Fragen herausgegriffen. Die eine 
betrifft die Form. Da die Abtretung fornlgebunden ist, kann (praktisch ist das bei 
Auslandsbeurkundung) auf die Vorlage einer Abtretungsurkunde nicht verzichtet 
werden,26 unl die Fonneinhaltung zu belegen. Die andere Frage tritt häufiger auf 
wie ist die Erbfolge in den Anteil nachzuweisen? Ein Erbschein ist nicht notwendig, 
sondern es kann entsprechend § 35 Abs. 1 S.2 GBO auch die Vorlage einer notari­
ellen Verfugung von Todes wegen mit Eröffnungsniederschrift27 genügen und im 
Einzelfall auch das privatschriftliche Testanlcnt oder die klare gesetzliche Erbfolge. 

Mitteilung und Nachweis sind nicht erforderlich, wenn sich die Veränderung 
unter direkter Mitwirkung des GeschäftsfUhrers vollzieht, er also von Amts \vegen 
Kenntnis hat, oder wenn er als Gesellschafter selbst daran beteiligt ist. 28 Amts­
wegige Kenntnis kraft Mitwirkung ist in erster Linie bei der Vertretung der Gesell­
schaft an Rahrnen des einschlägigen Rechtsaktes gegeben (Kaduzierung, Verstei-

._._------------ -----
24 So zur ähnlichen Rechtslage nach § 16 GmbHG <l.F BGH D.\) 2008, 2587; BGH NJW­

KK 1996, 1377; BGH WM 1991,997. 
25 Mrt, GmbHR 2009, 169. 171; Bednarz, BB 2008. 1856, 1858. 
21'. Anders zutr. fur das Namcnsaktienrecht LrllterlDrYJ[ala (Pn, 10). § 67 Rn. 100, cl3 hier kein 

Formelfordernis besteht. 
27 BGH NJ\XT 2005, 2770; Hlj'(ke (Fn. 13). Rn. 10; T-H/(hter, DB 2009, 159, 16U; Herbrhen, 

ZErb 2008, 246, 25 L 
28 Zur selben Beurteilung im Aktienrecht MünchKommAktGI Bayer. 3. Aufl., 2008, § 67 

l~.n. 72; Großkom1llAktGO.!Jnkl. 2008, § ()7 Rn.90 (.,vcrtissllch ,"rf.ihrt"); L1ItIerIDr'Y,-,<ala 
(rn. 10), ~ 67 Rn. 12. 
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aerung, Einziehung, Erteilung der Genelunigung bei Vinkulierungsfi-eigabe) oder 
~enn der Gesch~iftsflihrer die Veränderung bei dem. Registergericht anmeldet (z. B. 
Kapitalerhöhung. soweit nicht der Notlr entsprechend tätig wurde). 

b) Hafiu/lg des Ceschiiftsführm 

Das reformierte GmbHG cnJlfitcrt die Haftung des Geschäftsftihrers: Schadensersatz 
vvird nicht nur den Gläubigern, sondern auch geschuldet "denjenigen, deren Be­
teiligung sich geäI_ldert hat" (§ 40 Abs. 3 GmbHG). Dies betrifft in erster Linie den 
Erben, der nicht oder verspätet auf die Liste genonlmen wurde. 29 Bei Erwerbs­
vorgängen oder bei Kapitalnußnahmen ist der daran mitwirkende deutsche Notar 
einreichungs- und haftungspflichtig, letzteres freilich nicht nach GmbH-Recht, son­
dern nach deIll Notar-Berufsrecht (§ 19 BNotO). Anders liegt es wiederum bei 
Auslandsbeurkundungen, die dem GeschäftsfUhrer präsentiert werden. Wenn er 
streitige Transaktionen von sich aus beurteilen n1.üsste, wären die Haftungsgefcthren 
kaum mehr überschaubar. Nach hier vertretener Auffassung bleibt dieses Hochrisiko 
dem Geschäftsfiihrer erspart, da ein formelles Konsensprinzip anzunehnlen ist. 

Zu weit ginge es, ganz allgelnein jeden Gesellschafter, der durch die Ausübung 
von Gesellschafterrechten aufgrund unrichtiger Liste geschädigt wurde, als Ersatz­
gläubiger anzusehen.3u Diese Aus\.veiwng ist VOll1 Wortlaut und vom Zweck der 
Nornl nicht mehr gedeckt. Insoweit könnte nur eitle Interpretation als Schutzgesetz 
iSv § 823 Abs. 2 BGJJ31 zugunsten der übrigen Gesellschafter, deren Beteiligung sich 
nicht geändert hat, helfen. Dies ist abzulehnen, da mit der Neufussung eine abschlie­
ßende Regelung hinsichtlich des geschützten Personenkreises getroffen ist. 

4. l'v1itwirkender Notar" anstelle" des Geschäftsführers 

Der Notar ist "anstelle der Geschäftsilihrer" fiir die Einreichung zuständig, wenn er 
"an Veränderungen mitgewirkt" hat (§ 40 Abs.2 S. 1 GmbHG). Der Notar ver­
tritt nicht etwa den Geschäftsfiihrer,32 sondern ihn trifft eine originäre Amtspflicht.33 

Für die Abgrenzung der Kompetenzen ist n1.aßgebend, was unter "Mitwirkung 
bei einer Veränderung in den Personen der Gesellschafter oder des Umfangs ihrer 
Beteiligung" zu verstehen ist. Der Wortlaut des Gesetzes ist sehr weit gefasst, die 
Begründung orientiert hingegen allein an det Beurkundung einer Anteilsveräuße­
rung. Nun wird "Mitwirkung" nicht im Sinne einer condida hne qua non verstanden 
werden dürfen, sonst drohen unhaltbare Ergebnisse, etwa in dem Fall, dass ein No­
tar das Testament eines verstorbenen Gesellschafters beurkundet hat. 34 Andererseits 

2~ kVildlfcr, DI3 2009, 159. i60 . 
. ll! So aber itläyer, DNotZ 20W:l. 414. 
Jl Zur vorvorigen Fassung idS Hamt, BB 1996, 2309. 
32 So noch die Ausdrucks\veise des R~ferClltcflenrwlllfs eines MoMiG v. 29.5.2006 (,,in Vertrc­

[Ung der Gcschäftsttlhrer"). 
3.1 Pm!!J, FS Spiege1berger, 2009, 5.876, 879. 
-'4 Keine "Mitwirkung" iSd ~ 40 Abs. 1 GmbHG: HeckschC/l, ZErb 2008, 246, 25t; Wadlta, 

DB 2009,159,160 Fn. 22. 
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wäre der Blick lediglicli auf die Beurkundung gcm. § IS Abs.2 GmbHG ver~ 
engend, und er würde nicht einmal in diesem Bereich einen klaren Befund er­
geben, "venn Angebot und Annahn1e von zwei verschiedenen Notaren beurkundet 
werden. Die als weiteres Hauptanwendungsfdd in Betracht k0l111nendcll Ände­
rungen in1 Unuang der Beteiligung sind Kapitalmaßnahmen. Kapitaländerungs­
beschlüsse bedürfen der notariellen Beurkundung. Doch mit diesem Akt ist noch 
keine "Veränderung" erreicht, vielmehr folgen Zeichnung (bei Kapitalerhöhung) 
und die Anmeldung zur Eintra6JLll1g ÜTl Handelsregister. 

Eine Trennlinie anhand der Ver-E:lhrenstätigkcit (Beurkundung oder Beglaubi­
gung) bietet sich auf den ersten Blick zwar an. Doch jedenfalls bei der Beglaubi­
gung, die als Eigenen:twurf des Notars vorgelegt wurde, verlangt die Rechtspre­
chung dieselben Priif- 'und Belehrungspflichten \vie bei der Beurkundung.35 Diese 
Unterscheidung dürlte sich nicht als sachlich begründet erweisen. 

Vorzugsvvürdig ist eine alTl Normz\:veck oricntiertc Eingrcnzung. DCljenige 
Anltsträger, welcher den Vorgang insgesamt überblickt, soll die Einreichung be­
wirkenY' Zwei Grenzlinien sind danach zu ziehen: Die vorangegangene notarielle 
Tätigkeit muss objektiv [ur die Veränderung kausal sein. Sie n1USS ferner fiir den 
handelnden Notar als final auf die Veränderung gerichtet erscheinen. Bei Kapital­
maßnahmen kann dies auch eümul bedeuten. dass nicht der den Beschluss be­
urkundende, sondern der die Anmeldung zum Handelsregister beglaubigende No­
tar fUr die Gesellschafterliste verantv.,rortlich ist. 

5. Ul1richtige !md streitige Listm 

a) Korrektur d"rch den Geschäftsführer' 

Die Begründung des Regierungsent\:vrurfs eines MoMiG und ihr folgend etliche 
StmU11en im SchrifttumJi gehen davon aus, dass ein Geschäftsfuhrer die Liste ::tuch 
selbst "berichtigen" könne, insbesondcre zur Kontrolle der notariellen Liste bdllgt 
sei. Das ist eine gefihrliche Wendung, die mit der gesetzlichcn Bestm11llUng, dass 
eine Änderung auf Mitteilung und Nacliweis elfolge (§ 40 Abs. 1 S.2 GmbHG). 
offenar nicht iI11 Einklang steht. Es ist nicht Sache des GeschäftsfUhrers, die Überein­
stullnlung von Inaterieller Rechtslage, die sehr umstritten sein kann, und formeller 
Listenlage zu bewirken. Die Überwachung der Liste obliegt im eigenen Interessen 
den Gesellschaftern, um deren Rechtsstellung es schließlich geht. 

Der Grundsatz, dass kein selbstständiges Berichtigungsrecht noch eine entspre­
chende Berichtigungspflicht bcsteht, folgt zum einen daraus, dass nur auf Mittei­
lung der Betroffenen hin Veränderungen erfolgcn sollen; zum nveiten aus dem 
Umstand, dass die Liste eine Legitimationsgrundlagc tUr Gesellschafter ist, in die 
der Gesch~iftsführer nicht eingreifen dalf, wie ihm auch sonst ein Eingriff in ~~~ 

35 BGH DNotZ 1997, 51, 52; I\,layer. ])NotZ 2008, 408; Apfel/wum. notar 200S. 1f10. 170; 
Tebbc1'I, RNotZ 200S, 441, 452 . 

. lr, Preuß in: AnnbrüsteriPreuß/Rer.ner, HcmkG. 2008. Anh. zu 0 53 Rn. 42 ~pricht gleichsin­
nig von Dokumentation der "BasiskomrolJe". 

37 Bednarz. BB 200S, 1854. 1859: Götze/Bn!ssler. NZG 2007, 894. 895. 
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Gesellschafterstellung versagt ist; ZUlTl dritten bildet die Liste die Basis fUr gutgläu­
bigen Enverb. Der Hinweis auf eine "allgelneine Sorgfaltspflicht" , den auch die 
Regierungsbepündung gibt, ist vor diesem Hintergrund unbehelflich. Die Sorgtalt 
eines ordentlichen Geschäftsmannes, von der ~ 43 Abs. 1 GInbHG spricht, ist in 
den Angelegenheiten der Gesellschaft anz1.1\venden, wozu die Liste deIjenigen, 
welche diese Gesellschaft bilden, nicht eigentlich gehört. Aus den vorgenannten 
Gründen kann der Gesch..lft"fiihrer nicht eine von ihm rur falsch gehaltene nota­
rielle Gesellschafterliste durch eine von ihm erstellte ersetzen. Er ist aber gehalten, 
die Beteiligten über seine Bedenken zu informieren, damit diese ggf. initiativ wer­
den können.JS 

b) Au/die Liste - von der Liste 

Denl Gesellschafter steht kein Einreichungsrecht zu. Das ist -fi.ir den Regelfall unbe­
stritten - aber was gilt im Ausnahmefi1ll, dass kein Geschäftsfiihrer im Amt ist? 
Dann hilft die Regelung über die Führungslosigkeit zwar auf den ersten Blick nicht 
weiter, da nur die Passivvertretung betreffend (§ 35 Abs, 1 S,2 GmbHG), Jedoch 
\vird man im Fall der Führungslosigkeit den an der Veränderung Beteiligten (vor­
behaltlich der Tätigkeit des Notars gen1.. Abs. 2) ausnabillsweise ein gemeinsan1.es 
Einrcichungsrecht zubilligen nlüssen, da andernfalls eine Rechtsposition gegenüber 
der Gesellschaft nicht erhngbar \v~irc. 

Nicht geregelt ist, \vie irn Streitfall die Einreichung ciner veränderten Liste zu 
erreichen ist. Der oder die Betroffenen können z\var das Registergericht von Ver­
~lndenll1gen iSv § 40 Abs. 1 S. 1 GmbHG in Kennt:1is setzen, dalnit ggf. ein Verfah­
ren nach § 388 FalnFG in Gang gesetzt wird. YJ Doch das "\vird aus naheliegenden 
Gründen kaum eine praktikable Handhabung sein. 

Die Einreichl.lngspflicht kann von einem Gesellschafter, dessen Anteil betroffen 
ist bnv. vom Neuenverbcr gerichtlich, auch in1 eillst\veiligen Rechtsschutz, durch­
gesetzt werden. Als Passivpartei bei einem Rechtsstreit ist die Gn1.bH - nicht: deren 
Geschäflsführer4ü - anzusehen, da ein Rechtsverhältnis zu ihr in Frage steht. 41 

Z\var statuiert das Gesetz nur einen sekundärrechtlichen Schadensersatzanspruch 
(Abs. 3), doch liegt deIn unausgesprochen ein primärrechtlicher Erfiillungsanspruch 
zugrunde, dass die Liste entsprechend ge±uhrt und eingereicht -\verde. Die Begrün­
dung zum MoMiG spricht davon, dass mit dem Anteilserwerb ein "gesetzliches 
Schuldverhältnis" zwischen dem jeweiligen Gesellschafter und der Gesellschaft ent­
stehe, aufgrund dessen deIn ausscheidenden wie deIn eintretenden Gesellschafter 
ein Anspruch auf unverzügliche Aktualisierung der Gesellschafterliste zustehe:1-2 
Woher dieses "gesetzliche" Schuldverhältnis kommt, bleibt freilich offen. Kon­
struktiv ist es so, dass der Enverber eines Geschäftsanteils materiell schon Gesell-

.,,~ AlilltfppCn, ZIP 2U09, 345, 353; Kort, GlllbHR 200<), 169, 171. 
YJ SO der Ratschlag in der Degr. RegE MoMiG (ßT-Drucks. 16/(140) . 
.. 0 So aber Pm!!), ZGR 2008,676,679 mit "exten<;iver i\uSlegllng" von Abs. 1. 
11 Allg. Meinung zu § 40 ;:d~ der insmveit unverändert blicb; s. auch Dcgr. RegE MoMiG (BT­

Drucks. 16/6140). S.38; Kort, GmbHR2009, 169, 172[ 
.. 2 Beg!". RegE MoMiG (BT-Drucks. 16/6140), S. 38 Z'.1 § 16 Abs. 1; zust. referierend Gehr/ein, 

Der Konzern 2007, 771, 791. 
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schafter ist, aber seine Rechte "im Verhältnis zur Gesellschaft" nicht ausüben kann. 
Diese Rechtslage nug als gesetzliches Schuldverhältnis begriffen werden. Daran 
können sich dann auch Folgerungen knüpfen, wie etwa die, dass "bereits nach all­
genlcinen1. bürgerlichen Lcistungsstörungsrecht aus der Verletzung dieser Pflicht 
ein Schadensersatzanspruch (folgt)". 43 

Soweit allerdings die Veränderung zwischen den Beteiligten (z. B. Parteien des 
Veräußerungsgeschäfts, Miterbc:1) selbst streitig ist, muss diese Frage erst unter 
ihnen gekJärt werden. Der Prätendententenstreit ist ein normaler Fcststellungs­
prozess. Mit dem danach ergehenden Urteil ist der VOll § 40 Abs. 1 S.2 GmbHG 
verlangte "Nach\::veis" gegenüber dem Geschäftsftihrer zu erbringen. 

Vorschriften über die Löschung hat der MoMiG-Gesetzgeber be\vusst nicht ge­
troffen. Insoweit wird \vieder auf die "allgemeine Sorgfaltspflicht" des Gesch~ifts­
ftihrers vervviesen.H Vor Veranlassung der Berichtigung habe er den Betroffenen 
die Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben. Letzteres ist selbstverständlich, doch 
die eigentliche Frage lautet, ob der Geschäftsführer von sich aus überhaupt eingrei­
fen darf. Das wird hier bestritten. 

III. Fazit 

Die Gesellschafterliste des neuen GmbH-Rechts wurde vorstehend in grundsätz­
lichen und einigen ftihrungspraktischcn Aspekten behandelt. Schon diese knappe 
Skizze hat gezeigt, dass erhebliche Probleme mit dieser MoMiG-Schöpfung ver­
bunden sind. Die Liste erscheint auf den ersten Blick \vie ein rechtliches hnplantat 
aus deIn Recht der Nan1cnsaktie. Bei näherem Zusehen zeigt sich freilich, dass sie 
mit deIn Aktienregister cher wenig gemeinsanl hat. Auch die Beziehung zum Han­
delsregister ist nicht innig, da es ausreicht, ·wenn sie dort Aufnahme findet, ohne 
dass es auf eine registerrichterliche Prüfung ankommt. Die Liste soll Basis ftir den 
Gutglaubenserwerb sein, aber die vom Grundbuch vertrauten Vorkehrungen [Ur 
eine unabhängig prüfende Registrierung gibt es nicht. Damit ist die Legitimations­
und Rechtsscheinsgrundlage zu schwach ausgeprägt. 

Geschäftsftihrer und Notar tellen sich in nicht immer klarer Weise die Aufgabe, 
die Liste bei Veränderungen zu bestücken. Der Notar hat den häufigcn Fall des 
rechtsgeschäftlichen Anteilserwerbs zu betreuen. Im Übrigen ist der Geschäfts­
fUhrer in einer oft misslichen Lage, wenn cr Rechtsfragen der Veränderung in den 
Personen oder deren Beteiligung zu beurteilen hat. Eine cigenständige Listenkor­
rektur ist ihm grundsätzlich versagt. Bei Streitigkeiten ist der Geschäftsftihrer \veder 
Schlichter noch Richter, denn seine Aufgabe ist zuvördcrst die Leitung des Unter­
nehmens der GmbH - und nicht die betreuende Verwaltung der Geschäftsanteile 
rur die Gesellschafter . 

. +3 RegE MoMiG (BT-Drucks. 16/(1140), 5.38 zu § 16 Abs.1: idS auch fFicke (Fn.U). §40 
Rn. 18. 

+4 BegrRegE MoMiG (ßT-Drucks. 16/6140). 


